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An meine 
Mandanten 

Nürtingen, den 22. August 2008 
 
 
 
Mandantenbrief September 2008 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
 
Lohn- und Gehalt 

· Überdurchschnittlich häufige Fehler sind nicht automatisch Kündigungsgrund 
· Freiwilligkeitsvorbehalt bei Sonderzahlungen 

 
Einkommensteuer 

· Faktorverfahren statt Steuerklassenkombination bei Ehegatten ab 2010 
· Verlustabzug in Erbfällen wird vorerst weitergewährt 
· Abzugsfähigkeit von schuldrechtlichem Versorgungsausgleich bei Ehegatten 
 

Mit freundlichem Grüßen 
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Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung September und Oktober 2008 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.20081 10.10.20082 
Umsatzsteuer 10.9.20083 10.10.20084 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.9.2008 Entfällt 

15.9.2008 13.10.2008 Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

5.9.2008 7.10.2008 

Sozialversicherung7 26.9.2008 29.10.2008 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 1.1.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.  

7 Seit 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Ab 1. 
Januar 2008 gilt bei allen Krankenkassen ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.9. bzw. am 27.10.2008) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt 
werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor 
dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. Dort, wo der 31.10.2008 ein gesetzlicher Feiertag ist, sind die Beiträge am 
28.10.2008 fällig und die Beitragsnachweise sind bis zum 24.10.2008 einzureichen. 

 
Allgemeines 
Erwerber eines Betriebs haftet für alle Betriebssteuern 
Die Betreiberin eines Imbissbetriebs hatte von einer in Zahlungsschwierigkeiten befindlichen GbR 
sämtliche im Geschäft befindlichen Wirtschaftsgüter sowie den Warenbestand erworben. Sie trat auch 
in den Mietvertrag, in die Versicherungsverträge und in die Dienstverträge mit den Arbeitnehmern ein. 
Der Kaufpreis wurde durch Übernahme von Schulden der GbR gegenüber dem Vermieter und 
weiterer Darlehensgeber bezahlt. Nicht bedacht hatte die Geschäftsfrau, dass das Finanzamt sie 
wegen der betrieblichen Steuerschulden der GbR in Anspruch nehmen konnte, was auch geschah. 
Dagegen wehrte sich die Geschäftsfrau. Der Bescheid sei unter dem Vorbehalt der Nachprüfung zu 
erlassen und wegen der Kirchenlohnsteuer hafte sie nicht. 
Der Bundesfinanzhof belehrte sie eines Besseren. Haftungsbescheide können, auch nachdem sie 
unanfechtbar geworden sind, ganz oder teilweise geändert werden. Der Vorbehalt der Nachprüfung 
gilt nur für Steuerbescheide. Für die Kirchenlohnsteuer (Steuerabzugsbetrag) der GbR hafte sie. 
Hinweis: Der Erwerber eines Betriebs haftet für die betrieblichen Steuerschulden und für 
Steuerabzugsbeträge des Verkäufers, und zwar für die Beträge, die seit dem Beginn des letzten, vor 
dem Erwerb liegenden Kalenderjahrs entstanden sind und bis zum Ablauf von einem Jahr nach 
Anmeldung des Betriebs durch den Erwerber festgesetzt oder angemeldet werden. Die Haftung 
beschränkt sich auf den Bestand des übernommenen Betriebs. Es bietet sich deshalb an, sich vom 
Verkäufer vor Übernahme des Betriebs eine Bescheinigung des Finanzamts über bestehende 
Steuerschulden vorlegen zu lassen. Außerdem sollte der Rat des Steuerberaters eingeholt werden. 
 



Lohn und Gehalt 
Überdurchschnittlich häufige Fehler sind nicht automatisch Kündigungsgrund 
Arbeitnehmern, die fehlerhaft arbeiten, kann unter bestimmten Voraussetzungen verhaltensbedingt 
gekündigt werden. Allerdings genügt der Arbeitnehmer regelmäßig seinen Vertragspflichten, wenn er 
unter angemessener Ausschöpfung seiner persönlichen Leistungsfähigkeit arbeitet. Er verstößt nicht 
schon dadurch gegen seine Arbeitspflicht, dass er mehr Fehler macht, als der Durchschnitt der mit 
ihm vergleichbaren Arbeitnehmer des Betriebs. Immerhin kann eine längerfristige deutliche 
Überschreitung der durchschnittlichen Fehlerquote je nach tatsächlicher Fehlerzahl, Art, Schwere und 
Folgen einen Anhaltspunkt dafür ergeben, dass der Arbeitnehmer seine vertraglichen Pflichten 
vorwerfbar verletzt. 
In einem Prozess gelten abgestufte Darlegungslasten: 
Wenn der Arbeitgeber darlegt, dass der Arbeitnehmer überdurchschnittlich viele Fehler macht, die der 
Betrieb nicht hinnehmen kann, so muss der Arbeitnehmer, um einen möglichen Kündigungsgrund zu 
entkräften, darlegen, dass er dennoch seine persönliche Leistungsfähigkeit ausschöpft. Hier können 
altersbedingte Leistungsdefizite, Beeinträchtigungen durch Krankheit sowie betriebliche Umstände 
eine Rolle spielen. Gelingt ihm dies, ist es Sache des Arbeitgebers darzulegen, dass es auf diese 
Umstände nicht ankommt, sofern er die Kündigung rechtfertigen will. 
Dies hat das Bundesarbeitsgericht im Falle einer Lager- und Versandarbeiterin eines 
Versandkaufhauses entschieden. 

Pauschbetrag für Verpflegungsmehraufwendungen unabhängig von tatsächlichem 
Mehraufwand 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs besteht ein Rechtsanspruch auf Gewährung der gesetzlichen 
Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen. Es kommt nicht darauf an, ob solche 
Mehraufwendungen anfallen. Ein Abzug ist allerdings ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer steuerfreie Reisekostenvergütungen auszahlt. 
Das Gericht hatte sich mit dem Fall eines Zeitsoldaten zu befassen, der zu Ausbildungszwecken 
abkommandiert war. Während der Lehrgänge nahm er an der Gemeinschaftsverpflegung teil. Der 
Wert der Verpflegung wurde mit dem amtlichen Sachbezugswert erfasst und durch den Arbeitgeber 
pauschal versteuert. Der Arbeitnehmer hatte einen Eigenanteil zu entrichten. 
Der Grundsatz, dass Ausgaben nicht abgezogen werden können, wenn sie mit steuerfreien 
Einnahmen in unmittelbarem Zusammenhang stehen, gilt hier nach Ansicht des Gerichts nicht. Durch 
die pauschal versteuerten Sachbezüge sind dem Arbeitnehmer keine Einnahmen zugeflossen, 
weshalb die vollen Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwand abgezogen werden können. 

Freiwilligkeitsvorbehalt bei Sonderzahlungen  
Bundesarbeitsgericht, 10-AZR-606/07, Pressemitteilung vom 30.07.2008 

Der Arbeitgeber kann bei Sonderzahlungen - anders als bei laufendem Arbeitsentgelt - grundsätzlich 
einen Rechtsanspruch des Arbeitnehmers auf die Leistung für künftige Bezugszeiträume 
ausschließen. Er kann sich die Entscheidung vorbehalten, ob und in welcher Höhe er künftig 
Sonderzahlungen gewährt. Für die Wirksamkeit eines solchen Freiwilligkeitsvorbehalts kommt es nicht 
auf den vom Arbeitgeber mit der Sonderzahlung verfolgten Zweck an. Der Vorbehalt ist auch dann 
wirksam, wenn der Arbeitgeber mit der Sonderzahlung ausschließlich im Bezugszeitraum geleistete 
Arbeit zusätzlich honoriert. Der Arbeitgeber muss auch nicht jede einzelne Sonderzahlung mit einem 
Freiwilligkeitsvorbehalt verbinden. Es genügt ein entsprechender Hinweis im Arbeitsvertrag. Ein 
solcher Hinweis muss in einem Formulararbeitsvertrag allerdings dem Transparenzgebot gerecht 
werden. Er muss deshalb klar und verständlich sein. 

 

Einkommensteuer 
Faktorverfahren statt Steuerklassenkombination bei Ehegatten ab 2010 
Ehegatten, die beide Arbeitslohn beziehen, haben zurzeit die Wahl zwischen den 
Steuerklassenkombinationen III/V oder IV/IV. Da in der Kombination III/V eine verhältnismäßig hohe 
Lohnsteuerbelastung in der Steuerklasse V eintritt, wird dies als Hemmschwelle für eine 
Beschäftigungsaufnahme gesehen. Bei der Steuerklassenkombination IV/IV bleibt die 
steuermindernde Wirkung des Splittingverfahrens unberücksichtigt. Zukünftig sollen Ehegatten die 
Steuerklassenkombination IV-Faktor/IV-Faktor wählen können. Damit wird erreicht, dass dem 
jeweiligen Ehegatten mindestens die ihm persönlich zustehenden steuerentlastend wirkenden 
Vorschriften beim Lohnsteuerabzug (Grundfreibetrag, Vorsorgepauschale, Sonderausgaben-
Pauschbetrag, Kinder) zu Gute kommen und der Splittingvorteil durch die gemeinsame Besteuerung 



auf beide Ehegatten verteilt wird. Das neue Verfahren kommt erst ab dem Jahr 2010 zur Anwendung. 
Die Wahl des Faktorverfahrens führt zur Pflichtveranlagung in der Einkommensteuer, da der 
Lohnsteuerabzug nicht der endgültigen Einkommensteuer entspricht. 

Erhöhte Schwellenwerte für die Einkommensteuervorauszahlungen 
In Bagatellfällen sollen Einkommensteuervorauszahlungen nicht erhoben werden. Als Beitrag zur 
Steuervereinfachung werden erstmals für den Veranlagungszeitraum 2009 die Schwellenwerte für die 
Festsetzung der Einkommensteuervorauszahlungen verdoppelt. Sie müssen dann mindestens 400 € 
im Kalenderjahr und mindestens 100 € für einen Vorauszahlungszeitpunkt betragen. 

§ 10d EStG; Verlustabzug in Erbfällen - Beschluss des Großen Senats des BFH vom 17. 
Dezember 2007 (GrS 2/04)  
Bundesministerium der Finanzen, IV C 4 - S-2225 / 07 / 0006, Schreiben (koordinierter Ländererlass) 
vom 24.07.2008 

Mit Beschluss vom 17. Dezember 2007 - GrS 2/04 - hat der Große Senat des BFH entschieden, dass 
der Erbe einen vom Erblasser nicht ausgenutzten Verlustabzug gemäß § 10 d EStG nicht bei seiner 
eigenen Veranlagung zur Einkommensteuer geltend machen kann. Mit dieser Entscheidung wendet 
sich der Große Senat des BFH gegen die seit über 40 Jahren bestehende Rechtsprechung und 
Verwaltungspraxis, wonach ein solcher Verlustabzug bei der Einkommensermittlung des Erben 
berücksichtigt wurde. 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
ist die bisherige Rechtsprechung - in Abweichung von der o. g. Entscheidung - weiterhin bis zum 
Ablauf des Tages der Veröffentlichung der Entscheidung im Bundessteuerblatt anzuwenden. 

Schuldrechtlicher Versorgungsausgleich bei Ehegatten  
Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, S-2221a A-4-St 218, Verfügung vom 03.06.2008 

Ab dem Veranlagungszeitraum 2008 gibt es mit § 10 Abs. 1 Nr. 1b EStG in der Fassung des 
Jahressteuergesetzes 2008 einen eigenständigen Abzugstatbestand für Leistungen aufgrund eines 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs. Diese Leistungen sind danach abzugsfähig, soweit die 
ihnen zugrunde liegenden Einnahmen (z.B. Sozialversicherungsrente, Pension, Werkspension) beim 
Ausgleichsverpflichteten der Steuer unterliegen. In gleicher Höhe muss der Leistungsempfänger 
sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 1c EStG versteuern. 

 

Umsatzsteuer 
Vorsteuerabzug für Anzahlungen bei Ausbleiben der Leistung 
Erhält ein Unternehmer eine Anzahlung für eine Leistung, deren spätere Ausführung bei ihm zu einem 
steuerpflichtigen Umsatz führt, muss er bereits die Anzahlung der Umsatzsteuer unterwerfen. 
Entsprechend kann der Zahlende die Umsatzsteuer im Voranmeldungszeitraum der Zahlung als 
Vorsteuer abziehen, wenn er beabsichtigt, die noch zu beziehende Leistung seinerseits zur 
Ausführung steuerpflichtiger Umsätze zu verwenden. Neben der Zahlung ist Voraussetzung für den 
Vorsteuerabzug, dass der Zahlende eine Rechnung hat, in der die Umsatzsteuer auf die Anzahlung 
offen ausgewiesen ist. 
Kommt es nicht zur Ausführung der Leistung und erhält der Zahlende seine Anzahlung zurück, muss 
er nach Auffassung des Bundesfinanzhofs den Vorsteuerabzug für den Voranmeldungszeitraum der 
Rückerstattung und nicht rückwirkend auf den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs rückgängig machen. 
 


